
Kurzbericht 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 

(73. - öffentliche - Sitzung am 23. Juni 2021) 

Beratungsthemen: 

1. Lockdown-Strategie gescheitert - engagierter, schneller und digitaler durch die 

Krise 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/8863 

 

Ein Vertreter der Staatskanzlei sowie eine Vertreterin des Ministeriums für Soziales, 

Gesundheit und Gleichstellung nahmen zu dem Antrag Stellung. Der Ausschuss nahm 

die Antragsberatung auf. 

  

2. Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung einer Mindestfrist vor Inkrafttreten 

neuer Corona-Verordnungen 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/9397 

 

Ein Vertreter der Staatskanzlei nahm zu dem Gesetzentwurf Stellung. Der 

Ausschuss nahm die Gesetzesberatung auf. 

  

3. a) Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag über den Norddeutschen 

Rundfunk 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/8994 

 

Der Ausschuss folgte dem Votum seines Unterausschusses „Medien“ und empfahl 

dem Landtag, den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

 

Berichterstatter (schriftlicher Bericht): Abg. Weritz. 

 

 b) Verantwortung für den Klimaschutz ernst nehmen: Nachhaltigkeit und 

Klimaschutz beim NDR stärken! 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/8484 

 

Der Ausschuss folgte dem Votum seines Unterausschusses „Medien“ und empfahl 

dem Landtag, den Antrag für erledigt zu erklären, da die darin erhobenen 

Forderungen mit der Annahme des Gesetzentwurfes zu a) als erfüllt zu betrachten 

sind. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08863.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09397.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08994.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08484.pdf


 2 

 

4. Qualifizierte Leichenschau 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/3921 

 

Der - federführende - Ausschuss setzte die Beratung fort. Er nahm eine Unterrichtung 

durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung sowie durch das 

Justizministerium entgegen und führte darüber eine Aussprache. Im Blick auf die 

weitere Beratung kam er überein, eine Stellungnahme der Ärztekammer Niedersachsen 

einzuholen.  

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03921.pdf

